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Tipp: 
Alle relevanten Informationen über den 

Mandanten einholen – 
nutzen Sie unsere Checkliste 

Teil 1: 
Die richtige Vorbereitung auf das Gespräch mit einem neuen 
Mandanten I Maßnahmen vor Vertragsschluss

Zahlungsfähigkeit des Mandanten sicherstellen

Bevor der Steuerberater einen Auftrag annimmt, sollte er sich über das potenzielle 
Mandat informieren und davon überzeugen, dass damit ein Deckungsbeitrag für die 
Kosten der Kanzlei erwirtschaftet werden kann. Das hängt bei Unternehmen u.a. von 
deren Branchenzugehörigkeit ab (z.B. Unternehmen, die traditionell krisengefährdet 
sind oder saisonalen Schwankungen unterliegen).
Außerdem ist wichtig zu wissen, ob das künftige Mandat krisengefährdet ist. Sollte 
dies der Fall sein, ist unbedingt an den Abschluss eines Bargeschäfts zu denken, um 
eine spätere Honoraranfechtung durch den Insolvenzverwalter zu vermeiden. 

Informationen über potenziellen Mandanten

Sobald eine Mandatsanfrage vorliegt, sollten Informationen über den potenziellen 
Mandanten eingeholt werden, um sich ein Bild zu verschaffen, mit wem man es zu 
tun bekommt. Folgende Quellen eignen sich dafür besonders:
•	 Webpräsenz: Die einfachste Möglichkeit ist, nach einer möglichen Internet- 

präsenz zu suchen.
•	 Wirtschaftsauskünfte einholen: Wichtig können auch Auskünfte von Wirtschafts-

auskunfteien sein, z.B. Creditreform, Schufa oder Bürgel. Schließlich ist auch 
eine öffentliche Einsichtnahme in das Schuldnerverzeichnis möglich. Hier kann 
der Steuerberater feststellen, ob der potenzielle Mandant in Vollstreckungsmaß-
nahmen verwickelt und somit der Ausgleich des später zu zahlenden Honorars 
eventuell gefährdet ist.

•	 Kontakt zum Vorberater: Wichtig ist auch eine Information über einen möglichen 
Vorberater. Im Rahmen der Datenübertragung und Herausgabe der Unterlagen 
lässt sich so leicht feststellen, ob der »neue« Mandant dem Vorberater noch Hono-
rar schuldig ist und dieser sich deswegen auf sein Zurückbehaltungsrecht beruft. 
Diese Frage sollte beim ersten Besuch in der Kanzlei unbedingt gestellt werden.
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Der erste Besuch in der Kanzlei

Der erste Eindruck hat keine zweite Chance. Es gilt also, dem Mandanten schon bei 
seinem ersten Besuch in der Kanzlei einen möglichst positiven Eindruck zu vermit-
teln und so ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Empfang
Dazu zählt zunächst ein ansprechender Empfangsbereich. Sodann sollte der neue 
Mandant unter Auswertung der über ihn gewonnenen Informationen (z.B. aus dem 
Internet) höflich empfangen werden. Die Wartezeit sollte so kurz wie möglich sein.  
Beginnen sollte der Steuerberater mit einem »Small-Talk«, um eine positive Ge-
sprächsatmosphäre zu schaffen. Auch die Frage: »Wie sind Sie auf uns aufmerksam 
geworden?« sollte standardmäßig gestellt werden. Das ermöglicht es dem Steuer-
berater, die Wirksamkeit seiner Marketingmaßnahmen zu evaluieren. 

Vorstellung der Kanzlei 
Zur Vorbereitung des Mandatsverhältnisses empfiehlt sich die Vorstellung der Kanzlei:
•	 Darstellung der Leistungspalette: Für Mandanten ist die Leistung des Steuerbe-

raters grundsätzlich eine »Black-Box«. Deshalb sollte ihm z.B. anhand eines Leis-
tungskatalogs oder einer Praxisbroschüre erklärt werden, welches Leistungs-
spektrum die Kanzlei abdeckt. Hilfreich sind Darstellungen von Prozessabläufen, 
damit dem Mandanten auch der Umfang der Arbeiten verständlich wird; damit 
wird gleichzeitig die Akzeptanz des später dafür zu zahlenden Honorars erhöht.

•	 Vorstellung des Personals: Wichtig ist auch, dem neuen Mandanten die in der 
Kanzlei tätigen Mitarbeiter vorzustellen, insbesondere diejenigen, die das Man-
dat künftig betreuen sollen. Mandant und Mitarbeiter müssen sich verstehen 
und einander vertrauen.

Klärung des Auftragsumfangs und der Auftragsgrundlagen 

Was Gegenstand des Auftrags ist, hat entscheidende Bedeutung für die Honorar-, 
aber auch die Haftungsfrage.

Ermittlung der Wünsche und Vorstellungen des Mandanten
Das Beratungsgespräch sollte mit einer Art »Anamnese« beginnen, in deren Verlauf 
die Vorstellungen und Erwartungen des Mandanten festzustellen sind.
Denn Beratungspflichten treffen den Steuerberater grundsätzlich nur innerhalb der 
Grenzen des Steuerberatungsvertrags (OLG Karlsruhe, Urteil vom 22.12.1994 - 18a 
U 12/94, Stbg 1995, S. 210). Sie richten sich nach dem Vertragsinhalt und dem kon-
kreten Sachverhalt (BGH, Urteil vom 17.3.2005 - IX ZR 106/04, AnwBl 2005, 506). 
Nur in den hierdurch gezogenen Grenzen hat der Steuerberater seinen Auftraggeber 
– auch ungefragt – über die bei der Bearbeitung auftauchenden steuerrechtlichen 
Fragen zu belehren sowie – als vertragliche Nebenpflicht – auf drohende Fehlent-
scheidungen des Auftraggebers, die für ihn offen zutage liegen oder auf den ersten 
Blick offensichtlich sind, hinzuweisen.
Ohne entsprechenden Auftrag ist der Steuerberater daher z.B. nicht verpflichtet, von 
sich aus eine spezielle steuerrechtliche oder betriebswirtschaftliche Beratung oder 
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Tipp: 
Sorgen Sie dafür, dass sich 

der potenzielle Mandant 
wohl und informiert fühlt

Beratungspflichten treffen den
Steuerberater grundsätzlich nur 

innerhalb der Grenzen des 
Steuerberatungsvertrags

Praxiswissen für Ihre Steuerberater-Kanzlei I Gebührenregelungen

http://www.schweitzer-online.de


www.schweitzer-online.de

eine rechtliche Prüfung vorzunehmen (OLG Brandenburg, Urteil vom 15.7.2014 - 6 U 
21/13, openJur 2014, 14454).
Darauf aufbauend sind die entsprechenden Informationen inklusive der entsprechen-
den Dokumente vom Mandanten einzuholen. Steuerberater dürfen ihre Beratung auf 
die vom Mandanten erteilten Auskünfte und überlassenen Unterlagen stützen und 
diese als sachlich richtig zugrunde legen (BGH, Urteil vom 15.1.1985 - VI ZR 65/83, 
BB 1985 S. 1941). Wenn aber steuerliche Vorschriften nicht eingehalten wurden, ist 
der Steuerberater verpflichtet, den Auftraggeber zur Vervollständigung anzuhalten; 
Unklarheiten muss er durch Rückfragen und Erörterungen mit dem Auftraggeber klä-
ren (OLG Düsseldorf, Urteil vom 28.8.2007 - I-23 U 146/06, openJur 2011, 56257).

Besprechung der Abrechnungsgrundlagen
Über das Honorar und dessen Bestimmungsfaktoren ist zwingend vor Auftragsan-
nahme zu sprechen. Wird ein solches Gespräch nicht geführt und die Gebühr erst 
nach Erledigung der Angelegenheit beziehungsweise Beendigung des Auftrags be-
rechnet, riskiert der Steuerberater Einwendungen gegen das berechnete Honorar, 
zum Beispiel, dass über die Entgeltlichkeit der erbrachten vereinbarten Tätigkeiten 
nicht gesprochen worden sei und man der Meinung war, diese seien mit den gesetz-
lichen Gebühren für die Steuerberatung abgegolten. Außerdem nimmt sich der Steu-
erberater sonst die Gelegenheit, die Reaktion des Mandanten auf die Honorarfrage 
wahrzunehmen und bei Bedarf näher zu hinterfragen.
•	 Abrechnung nach StBVV: Zählen die beauftragten Leistungen zu den sogenann-

ten Vorbehaltsaufgaben nach § 33 StBerG (Beratung / Vertretung in Steuersa-
chen, Hilfeleistung bei der Erfüllung ihrer steuerlichen Pflichten und in Steuer-
strafsachen / Bußgeldsachen wegen einer Steuerordnungswidrigkeit sowie Hilfe 
bei der Erfüllung von steuergesetzlichen Buchführungspflichten, insbesondere 
Aufstellung / Beurteilung von Steuerbilanzen), so gilt die StBVV kraft Gesetzes, 
muss also zwingend angewendet und nicht extra vertraglich vereinbart werden. 
Für vereinbarte Tätigkeiten (§ 57 Abs. 3 StBerG) gilt die StBVV nicht kraft Geset-
zes, kann aber als Abrechnungsgrundlage vereinbart werden. Deshalb sollte das 
Honorar bei Übernahme von vereinbarten Tätigkeiten nach § 57 Abs. 3 StBerG 
immer vor Aufnahme der Tätigkeit festgelegt werden, um Streit über die Vergü-
tungspflicht im Nachhinein zu verhindern.

•	 Abrechnung nach Vereinbarung: Sofern Honorarvereinbarungen die Grenzen 
der StBVV nicht überschreiten, sind auch freie Vereinbarungen außerhalb des 
Anwendungsbereichs der §§ 4 und 14 StBVV möglich (BGH, 21.9.2000, IX ZR 
437/99, openJur 2010, 7839). Für sie gilt gar keine Form. Auch eine mündliche 
Vereinbarung ist danach wirksam.

Prüfung Haftungsrisiko

Die Feststellung des Haftungsrisikos korrespondiert eng mit der Versicherungs-
summe der Berufshaftpflichtversicherung. Sie ist anzupassen, wenn sich ein höhe-
res Haftungsrisiko ergibt (zur Ermittlung des Haftungsrisikos siehe auch Buchtipp 
Gilgan, Steuerberatung 2020). In Betracht kommen kann auch eine schriftliche Haf-
tungsbegrenzungsvereinbarung nach § 67a Abs. 1 Nr. 1 StBerG oder eine Haftungs-
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Steuerberater dürfen ihre Beratung auf 
die vom Mandanten erteilten Auskünfte 

und überlassenen Unterlagen stützen

Tipp: 
Klären Sie die Höhe des Honorars 

vor Auftragsannahme ab

In bestimmten Fällen ist auch eine 
mündliche Vereinbarung sinnvoll
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begrenzung durch allgemeine Auftragsbedingungen auf das Vierfache der Mindest-
versicherungssumme, § 67a Abs. 1 Nr. 2 StBerG.
Zur Bestimmung der exponierten Mandate wird eine offene und transparente Kom-
munikation mit dem Vermögensschaden-Haftpflichtversicherer benötigt; diese Bera-
tung und Diskussion sollte der Steuerberater aktiv suchen. Bei den überwiegenden 
»Normalmandaten« spielt die Haftungssumme dagegen eine eher untergeordnete 
Rolle, da das Risikopotenzial dieser Mandate in der Regel unterhalb der standardi-
sierten Pflichtendeckung liegt.

Fazit

Vor Mandatsannahme ist es wichtig, sich über den Mandanten zu erkundigen. Der 
Umfang des zu erteilenden Auftrags ist zu ermitteln, mitgebrachte Unterlagen sind 
unter diesem Aspekt zu prüfen; es könnte sein, dass sich daraus ein erweiterter Auf-
trag ableitet. Schließlich muss entschieden werden, ob das Mandat im Hinblick auf 
die für die Sachbearbeitung erforderliche personelle und fachliche Kompetenz und 
das Haftungsrisiko angenommen werden kann.

Tipp: 
Suchen Sie eine offene und 

transparente Kommunikation
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Checkliste 
Was ist vor Auftragsannahme zu prüfen?

1. Ist der Auftraggeber seriös?

2. Wurde die Bonität geprüft?

3. Birgt der Auftrag besondere Risiken? Wenn ja:

•	 Haftungsbegrenzung vereinbaren oder

•	 Versicherungssumme entsprechend anpassen

4. Liegen die fachlichen Voraussetzungen zur Auftragsbearbeitung vor?

5. Steht für die Auftragsbearbeitung hinreichend Zeit zur Verfügung?

6. Liegt eine Interessenkollision vor?  

Wenn ja: Auftrag unverzüglich ablehnen

7. Bestehen noch Auftragsverhältnisse mit anderen Beratern? 

Wenn ja: Erlaubt Auftraggeber Kontaktaufnahme mit Vorberater?

8. Soll der Auftrag übernommen werden? 
Wenn nein: Auftrag unverzüglich ablehnen

9. Wurden die Abrechnungsgrundlagen angesprochen?

10. Gilt die StBVV kraft Gesetz?

•	 Wenn ja: ggf. ein höheres / geringeres Honorar vereinbaren

•	 Wenn nein: das Honorar vertraglich vereinbaren

11. Sind die Mitwirkungspflichten des Auftraggebers geregelt?

Nein I  Ja
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Wir freuen uns auf Ihre Fragen, Anregungen und Diskussionsbeiträge. 

Mit freundlichen Grüßen, 
Barbara Mahlke
Programmleitung Recht und Beratung
b.mahlke@schweitzer-online.de

Der Autor:

Hans-Günther Gilgan

Rechtsanwalt Hans-Günther Gilgan war als Ge-
schäftsführer zunächst bei der Steuerberaterkam-
mer, danach beim Steuerberaterverband Westfa-
len-Lippe sowie als Syndikusrechtsanwalt tätig. 
Ab Juli 2013 freiberuflicher Rechtsanwalt. Autor 
von 5 Buchtitel (zuletzt Forderungsmanagement 
für Steuerberater) und einer Vielzahl von Fachpu-
blikationen zum Berufs- und Gebührenrecht der 
Steuerberater.
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Tipp-Block des Gebühren-Experten

•	 Informieren Sie sich über den potenziellen Mandanten.
•	 Investieren Sie in den ersten Eindruck und den ersten Besuch in der Kanzlei.
•	 Klären Sie vor Auftragsannahme alle notwendigen Abrechnungsgrundlagen 

ab.
•	 Wägen Sie ab, ob das Mandat in Hinblick auf Sachkompetenz und Haftungs- 

risiko tragbar ist.
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Die neue Gesetzeslage verlangt, 
dass sich Steuerberater noch 

genauer über die Identität ihres 
Mandanten informieren 

Teil 2: 
Maßnahmen bei Vertragsschluss

Die Annahme eines Auftrags hat vielfältige Auswirkungen auf verschiedenste 
Rechtsgebiete. Unwirksamkeit des Auftrags und Haftung des Steuerberaters kön-
nen die Folge sein. Gleiches gilt für die Ablehnung eines Auftrags. Wird sie nicht 
unverzüglich und unmissverständlich erklärt, kann der Steuerberater haften, ohne 
in der Sache selbst jemals tätig geworden zu sein. Wenn Sie folgende Aspekte bei 
Vertragsschluss beachten, bleiben Sie vor bösen Überraschungen bewahrt.

Identifizierung des Vertragspartners nach § 3 GwG

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 GwG sind Steuerberater verpflichtet, ihre Mandanten zu iden-
tifizieren, d.h. deren Identität durch Erheben von Angaben festzustellen, § 1 GwG. 
Dabei müssen sie bestimmte Auflagen und Aufgaben beachten und erfüllen (z.B. 
§§ 3, 4, 8 GwG). Diese Pflicht besteht zum Beispiel bei jeder Begründung einer auf 
Dauer angelegten Geschäftsbeziehung. Auf Dauer angelegt ist aber nur der Steuer-
beratungsvertrag als Dienstvertrag. Für Werkverträge gilt die Identifizierungspflicht 
nach dem GwG demnach nicht.
Durch das »Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens« (BGBl. I 2016, 
S. 1679 ff.) gewinnt die Identifizierung des Mandanten erheblich an Bedeutung. Nach 
dem neu eingeführten § 87d Abs. 2 AO sind Steuerberater zum Beispiel verpflich-
tet, sich vor Übermittlung der Daten an das Finanzamt, etwa bei der Jahressteuer-
erklärung, Gewissheit über Person und Anschrift des Mandanten zu verschaffen. 
Missachtet der Steuerberater diese Pflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig, haftet 
er, soweit durch die Datenübermittlung eine Steuerverkürzung oder ein zu Unrecht 
erlangter Steuervorteil des Mandanten eintritt (§ 72a Abs. 2 AO).

Ausschluss einer Interessenkollision

Nach § 6 Abs. 1 und 2 BOStB darf ein Steuerberater mehrere Auftraggeber vertreten 
und beraten, sofern ein gemeinsamer Auftrag erteilt wurde. Bestehen gegensätzliche 
Interessen, darf der Steuerberater nicht tätig werden. Übt der Berater seine Tätigkeit 
selbständig, in einer Angestelltenposition oder in freier Mitarbeit aus, muss er nach 
§ 8 BOStB sicherstellen, dass die Erfüllung der Berufspflichten nicht behindert wird. 

02 I 2017

http://www.schweitzer-online.de


www.schweitzer-online.de

Das gilt nicht, wenn alle Auftraggeber mit der Tätigkeit einverstanden sind, siehe  
§ 6 Abs. 2 BOStB.

Fristen

Die Unterlagen des Mandanten sind sorgfältig daraufhin zu prüfen, ob sie Fristen 
enthalten. Diese sind zu notieren, zudem ist zu prüfen, welche Handlungspflichten 
und/oder Haftungsrisiken sich daraus ergeben.

Festlegung Auftragsumfang

Die Bestimmung des Auftragsumfangs und -inhalts ist haftungs- und gebühren-
rechtlich von zentraler Bedeutung. Nicht selten scheitern Steuerberater bei der ge-
richtlichen Durchsetzung von Honoraren bereits am Nachweis eines entsprechenden 
Auftrags. Daher sollten die wichtigsten Auftragsinhalte explizit beschrieben werden, 
am besten mit der Möglichkeit, diese durch Ankreuzen zu markieren.
Auch gegenüber Haftungsansprüchen lässt sich mit Hilfe des schriftlichen Auftrags 
leicht nachweisen, womit der Steuerberater beauftragt war und womit nicht. Am 
besten wird der Auftragsumfang in den Steuerberatungsvertrag aufgenommen, der 
später durch Unterschrift der Vertragsparteien Verbindlichkeit für beide erlangt. Er 
ist deshalb möglichst präzise zu formulieren. Ein ausführliches Vertragsmuster findet 
sich unter www.stbdirekt.de unter StBdirekt-Nr. 015875.

Festlegung des Honorars

Für die Abrechnung von Vorbehaltsaufgaben gilt die StBVV kraft Gesetzes. Ob die 
danach zu berechnenden Gebühren zu einem positiven Deckungsbeitrag führen, 
lässt sich durch eine Vorkalkulation feststellen.

Vorkalkulation
Mit Hilfe der Vorkalkulation ist es möglich, die Umsätze in den einzelnen Geschäfts-
feldern und den Kanzleiumsatz insgesamt als Plangrößen zu ermitteln und den Ge-
meinkostenzuschlag sowie den Zuschlag für kalkulatorische Kosten auf die produkti-
ven Personalkosten in einer einfachen, Excel-gestützten Rechnung relativ genau zu 
ermitteln und so ein Planungs- und Kontrollinstrument zu implementieren (Gilgan /
Hrsg., Steuerberatung 2020, Rz. 1088). Lässt sich dieser Wert mit den gesetzlichen 
Gebühren nicht erreichen, sollte der Auftrag abgelehnt oder auf Grundlage einer 
Honorarvereinbarung angenommen werden.

Honorarvereinbarungen
Ergibt sich im Rahmen der Vorkalkulation, dass der Auftrag zu den gesetzlichen Ge-
bühren keinen Deckungsbeitrag liefert, kann eine Honorarvereinbarung abgeschlos-
sen werden. Hier ist zunächst § 4 StBVV zu nennen, der es ermöglicht, die gesetzli-
chen Höchstgebühren zu überschreiten. Neben den Formvorschriften ist die ab Juni 
2016 geltende Hinweispflicht nach § 4 Abs. 4 StBVV zu beachten. Danach müssen 
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Steuerberater in Textform darauf hinweisen, dass höhere und unter den in § 4 Abs. 
3 StBVV genannten Bedingungen ausnahmsweise auch geringere Gebühren verein-
bart werden können. Fehlte ein entsprechender Hinweis oder könnte er nicht nach-
gewiesen werden, wäre die Vereinbarung unwirksam und der Steuerberater könn-
te nur die gesetzlichen Gebühren verlangen. Das Erfolgshonorar nach § 9a StBerG 
wäre ebenfalls zu prüfen.
Eine Pauschalhonorarvereinbarung nach § 14 StBVV eignet sich hier nicht, da sie 
nicht der Abrechnung einer höheren Gebühr dient, sondern der Abrechnungsverein-
fachung der gesetzlichen Gebühren.

Abrechnung vereinbarer Tätigkeiten nach § 57 Abs. 3 StBerG
Für vereinbare Tätigkeiten gilt die StBVV nicht, § 1 Abs. 1 StBVV. Insoweit muss 
mit dem Mandanten eine Honorarvereinbarung getroffen werden (siehe Schweitzer 
Thema 01/2017, Kapitel »Besprechung der Abrechnungsgrundlagen«).

Auftragsannahme/Auftragsablehnung

Die Annahme von Mandaten muss durch einen Steuerberater oder einen sozietäts-
fähigen Berufsträger erfolgen, § 3 Abs. 2 BOStB. Das gehört zur Eigenverantwort-
lichkeit der Berufsausübung nach § 57 Abs. 1 StBerG und korrespondiert mit den 
Regeln des Qualitätsmanagements, wonach die Auftragsannahme zu den Manage-
mentprozessen zählt, die der Kanzleileitung obliegen.
Besonders brisant ist dies vor dem Hintergrund des § 63 StBerG, wonach die Auf-
tragsablehnung unverzüglich zu erklären ist. Bei einer schuldhaften Verzögerung die-
ser Erklärung macht sich der Steuerberater schadensersatzpflichtig.

Auftragsdokumentation
Vielfach ist nicht streitig, ob ein Steuerberatungsvertrag zustande gekommen ist, 
sondern vielmehr, welchen Inhalt er hat (siehe oben unter »Festlegung Auftragsum-
fang«). Das ist haftungsrechtlich insofern von Bedeutung, als die Beratung nur im 
Rahmen des Auftrags geschuldet wird (sogenanntes beschränktes Mandat). Ist der 
Auftrag nicht dokumentiert, können schnell Unklarheiten über den Auftragsumfang 
entstehen. Kommt es zu Streitigkeiten über das Honorar, obliegt dem Steuerberater 
die Darlegungs- und Beweislast, wann und in welchem Umfang eine Beratung und 
Belehrung des Mandanten stattgefunden hat. Da die Beratungen oftmals schon län-
gere Zeit zurückliegen, ist es dem Steuerberater ohne Dokumentation in der Regel 
nur sehr schwer möglich, der ihm obliegenden Darlegungs- und Beweislast im Haft-
pflichtprozess nachzukommen.
Der Steuerberatungsvertrag ist gleichzeitig auch Rechtsgrundlage für den Honorar- 
anspruch. Lässt sich der Auftrag nicht nachweisen, ist der Honoraranspruch nicht 
durchsetzbar. Denn auch für das Bestehen des Honoraranspruchs trägt der Steuer-
berater die Darlegungs- und Beweislast.
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Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB)
Vorsicht ist bei der Verwendung von AAB geboten. Seit 01.10.2016 wurde das 
Schriftformerfordernis für Änderungen und den Widerruf von Verträgen durch das 
Textformerfordernis abgelöst, § 309 Nr. 13 BGB. Das Schriftformerfordernis für vor 
dem 01.10.2016 geschlossene Verträge bleibt davon ausgenommen, Art. 229 § 37 
EGBGB. Klauseln wie »Andere als vorstehende Vereinbarungen sind nicht getroffen 
worden. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen einer gesonder-
ten schriftlichen Vereinbarung, auch für die Abweichung von der Schriftform« sollten 
daher nicht mehr in Neuverträge aufgenommen werden, da ansonsten eine Abmah-
nung drohen kann.
Aber auch in Verträgen mit Unternehmern sollte diese Klausel nicht mehr zu finden 
sein. Insoweit hat der BGH (Beschluss vom 25.1.2017 – XII ZR 69/16) entschieden, 
dass eine solche doppelte Schriftformklausel unwirksam ist, weil nach § 305b BGB 
Individualvereinbarungen stets Vorrang vor AAB haben.
Ab dem 01.02.2017 muss ein Steuerberater, der AAB verwendet oder eine Websei-
te unterhält, einen Verbraucher gem. § 36 Abs. 1 VSBG leicht zugänglich sowie klar 
und verständlich:
•	 davon in Kenntnis setzen, inwieweit er bereit oder verpflichtet ist, an Streit- 

beilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen, und
•	 auf die zuständige Verbraucherschlichtungsstelle hinweisen, wenn er sich zur 

Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren verpflichtet hat oder wenn er auf 
Grund von Rechtsvorschriften zur Teilnahme verpflichtet ist; der Hinweis muss 
Angaben zu Anschrift und Webseite der Verbraucherschlichtungsstelle sowie 
eine Erklärung des Steuerberaters, an einem Streitbeilegungsverfahren vor  
dieser Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen, enthalten.  
Zuständig ist in diesem Fall die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle des 
Zentrums für Schlichtung e.V., Straßburger Straße 8, 77694 Kehl  
(www.verbraucher-schlichter.de).

Ausnahme: Der Steuerberater hat am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres 
zehn oder weniger Personen beschäftigt.

Steuerberatungsvertrag unterschreiben
Der Steuerberatungsvertrag muss vom Mandanten unterschrieben sein, damit er 
Verbindlichkeit erlangt. Bei Abschluss eines Steuerberatungsvertrages mit Ehegat-
ten und Minderjährigen ist besonders darauf zu achten, dass sämtliche Vertretungs-
berechtigte der Auftragserteilung persönlich zustimmen, mindestens aber deren 
Vollmachten vorliegen.
•	 Eheleute: Soweit Eheleute gemeinsam veranlagt werden, führt das nach der 

Rechtsprechung nicht dazu, dass auch der Ehegatte, der gegenüber dem Steu-
erberater nicht tätig geworden ist, dessen Auftraggeber wird (AG Neuss, Urteil 
vom 21.8.1998 - 39 C 282/96, StB 1999, S. 61 f). Anderer Ansicht ist allerdings 
das OLG Düsseldorf (Urt. v. 26.11.2004 - I - 23 U 101/04, INF 2005, 93), das für 
die Anwendbarkeit des § 1357 BGB auf den Auftragsinhalt abstellt. Gehe es 
um den Auftrag zur Erstellung einer Einkommensteuererklärung bei zusammen 

Verbraucher müssen darüber informiert 
werden, inwieweit der Steuerberater an 

Streitbeilegungsverfahren beteiligt ist
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Tipp: 
Klären Sie Ihren Mandanten über 

Haftungsbegrenzungen auf

veranlagten Eheleuten, liege ein Geschäft zur Deckung des Lebensbedarfs der 
Familie vor. In einer Erbschaftssache soll hingegen kein Geschäft des täglichen 
Lebens vorliegen, da hier unter Umständen widerstreitende Interessen der Ehe-
gatten vorliegen können (OLG Düsseldorf, Urt. v. 6.6.1991 - 13 U 3/91, GI 1992, 
167). Auch die Annahme einer Duldungs- oder Anscheinsvollmacht scheidet aus.

•	 Minderjährige: Minderjährige werden grundsätzlich von beiden Elternteilen 
gemeinsam vertreten. Der Steuerberatungsvertrag kann nicht als »Geschäft von 
minderer Bedeutung« angesehen werden mit der Folge, dass die Alleinvertre-
tung des Minderjährigen durch nur einen Elternteil nicht möglich ist (AG Ibben-
büren, Urt. vom 10.5.2002 – 3 C 252/01, n.v.).

Haftungsbegrenzung

Ergibt die Prüfung des Haftungsrisikos, dass die vorhandene Deckungssumme der 
Vermögensschadenhaftpflichtversicherung nicht ausreichend ist, empfiehlt sich 
dringend die Vereinbarung einer Haftungsbegrenzung oder die Erhöhung der Ver-
sicherungssumme. Dabei ist der Mandant über sämtliche Möglichkeiten der Haf-
tungsbegrenzung aufzuklären, zum Beispiel durch Abschluss einer
•	 Excedentenversicherung,
•	 Einzelobjektdeckung oder
•	 Haftungsvereinbarung.

Eine Haftungsbegrenzung muss individuell vereinbart, das heißt auf den jeweiligen 
Einzelfall zugeschnitten werden. Da eine solche Vereinbarung jedoch der richterlichen 
Kontrolle unterliegt, ist es im Zweifel ratsamer, die Versicherungssumme – soweit 
möglich – dem festgestellten Risiko anzupassen. 

Fazit

Zur Vermeidung der steuerlichen Haftung ist der Mandant zunächst zu identifizieren. 
Auch eine Interessenkollision sollte ausgeschlossen werden. 
Sodann ist der Auftragsumfang festzulegen, Dokumente, Informationen und Aus-
künfte des Mandanten sind auf gegebenenfalls laufende Fristen zu prüfen. Das Ho-
norar ist auf der Grundlage einer Vorkalkulation zu besprechen und zu dokumentie-
ren. Bei der Unterschrift des Auftrags sind die gesetzlichen Vertretungsregeln zu 
beachten, gegebenenfalls sind Vollmachten einzuholen.

Wir freuen uns auf Ihre Fragen, Anregungen und Diskussionsbeiträge. 

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Mahlke
Programmleitung Recht und Beratung
b.mahlke@schweitzer-online.de
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Checkliste 
Was ist vor Auftragsannahme zu prüfen?

1. Ist der Auftraggeber nach § 3 GwG identifiziert worden?
Wenn nicht, droht Haftung nach § 72a Abs. 2 AO

2. Wurden eventuell zu beachtende Fristen festgestellt?

3. Ist der Auftragsumfang eindeutig bestimmt worden?

4. Decken die gesetzlichen Gebühren den Arbeitsaufwand ab?
Wenn nicht, Gebührenvereinbarung abschließen oder Mandat ablehnen.

5. Wurde die Auftragsübernahme eindeutig erklärt?

6. Werden Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB) verwendet?
Wenn ja, sind sie mit dem Auftraggeber wirksam vereinbart worden 
und sind sie auf dem neuesten Stand?

7. Wurde der Steuerberatungsvertrag von den Parteien unterschrieben?
Wenn ja, wurden die gesetzlichen Vertretungsregeln beachtet?

8. Wurde das Haftungsrisiko geprüft? 
Besteht Anlass, die Haftung zu begrenzen?

9. Ist anstelle der Haftungsbegrenzung der Versicherungsschutz zu 
erweitern?

10. Wurden Maßnahmen zum Datenschutz ergriffen?

Ja I Nein
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Nachtragsvereinbarungen helfen,
 den Auftragsstatus eindeutig 

und in seiner Entwicklung festzustellen

Teil 3: 
Maßnahmen nach Vertragsschluss

Mit Übernahme des Auftrags steht der Steuerberater in der Pflicht, den Mandanten 
zu beraten.

Dokumentation der Beratung

Im Idealfall sollte es dem Steuerberater (und seinem Nachfolger!) möglich sein, alle 
wesentlichen Beratungsgrundlagen aus der Mandantenakte nachzuvollziehen. Eine 
entsprechende Dokumentation wird aber aufgrund des damit verbundenen hohen 
zeitlichen Aufwands im Kanzleialltag nicht durchgängig praktiziert. Je nach Art und 
Umfang des »mandantenspezifischen Risikopotenzials«, dem sogenannten vertrags-
typischen Risiko, ist eine umfangreiche Dokumentation dennoch unbedingt empfeh-
lenswert, besonders, wenn es um exponierte Risiken oder Mandate geht.

Dokumentation von Auftragsänderungen

Der Auftragsumfang des Steuerberaters verändert sich ständig. Es kommen Auf-
gaben hinzu, andere können entfallen, geänderte Rahmenbedingungen erfordern 
eine Auftragsanpassung. Deshalb ist es unumgänglich, diese Änderungen zu doku-
mentieren. Das erfolgt am besten in sogenannten Nachtragsvereinbarungen zum ur-
sprünglich abgeschlossenen Auftrag. Nur so lässt sich der jeweilige Auftragsstatus 
eindeutig und in seiner Entwicklung nachvollziehbar feststellen. Das hat besondere 
Bedeutung für Gebühren- und auch Haftungsprozesse.

Zeitnahe Rechnungserstellung

Die zeitnahe Rechnungsstellung hat besondere Bedeutung für ein eventuelles Zu-
rückbehaltungsrecht (siehe ›Zurückbehaltungsrecht‹) und die Verjährung von Rück-
forderungsansprüchen (siehe ›Verjährungsfristen beachten‹). Abgesehen davon wirkt 
sich eine zeitnahe Erstellung und Einziehung der Rechnung positiv auf die Liquidität 
der Kanzlei aus. Zeichnet sich eine Krise des Auftraggebers ab, können entspre-
chende Maßnahmen zeitig ergriffen werden, z.B. der Abschluss eines Bargeschäfts 
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(siehe ›Abschluss eines Bargeschäfts‹), Stundung oder Kündigung des Auftrags. 
Besonders sinnvoll ist das Angebot einer betriebswirtschaftlichen Beratung, um das 
Mandat zu erhalten und die Liquidität für das eigene Honorar zu sichern!

Nachkalkulation

Welche Arbeit ein Auftrag mit sich bringt, lässt sich zuverlässig erst nach Erledigung 
der einzelnen Angelegenheiten feststellen, also mit dem Ablauf des ersten Veranla-
gungsjahres. Deshalb empfiehlt sich eine Nachkalkulation.

Forderungsvoraussetzungen

Steuerberater lassen ihren Auftraggebern nicht selten zu lange Zeit, um das verdien-
te Honorar zu begleichen. Rechnungen werden zum Teil erst sehr spät geschrieben 
und / oder nicht konsequent verfolgt.

Fälligkeit
Fällig ist das Honorar, wenn der Auftrag erledigt oder die Angelegenheit beendigt ist 
(§ 7 StBVV). Ohne Bedeutung für die Fälligkeit ist hingegen, wann der Steuerberater 
die Rechnung geschrieben hat.

Einforderbarkeit
Ordnungsgemäß im Sinne des § 9 Abs. 1 StBVV und damit einforderbar ist die Rech-
nung, wenn sie folgende Angaben enthält:
•	 die Beträge der einzelnen Gebühren und Auslagen,
•	 die Vorschüsse,
•	 eine kurze Bezeichnung des jeweiligen Gebührentatbestands,
•	 die Bezeichnung der Auslagen sowie 
•	 die angewandten Vorschriften der Gebührenverordnung und bei Wertgebühren 

auch den Gegenstandswert. Nach demselben Stundensatz berechnete Zeitge-
bühren können zusammengefasst werden.

 
Außerdem muss die Rechnung vom Steuerberater unterschrieben sein.

Folgen von Formfehlern
Hat der Mandant auf eine unwirksame Honorar- bzw. Pauschalhonorarvereinbarung 
gezahlt, sind die Vereinbarungen unwirksam mit der Folge, dass er das gezahlte 
Honorar nach § 812 BGB grundsätzlich zurückfordern kann. Da der Rechtsgrund für 
ein bereits gezahltes Honorar aber der Steuerberatungsvertrag und nicht eine form-
wirksame Berechnung ist, kann der Steuerberater in diesem Falle die gesetzliche 
Gebühr berechnen, wobei die Gebühr in der Höhe durch das in der (unwirksamen) 
Pauschalhonorarvereinbarung geforderte Honorar begrenzt wird (OLG Düsseldorf, 
Urteil vom 2.4.1998 – 13 U 86/96, GI 1999, S. 39 ff.).
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Tipp: Achten Sie auf eine zeitnahe 
Rechnungserstellung und Begleichung 

durch den Mandanten
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Forderungseinzug

Forderungen können durch die Kanzlei selbst realisiert werden, es besteht aber auch 
die Möglichkeit, die Forderungen durch spezielle Verrechnungsstellen einziehen zu 
lassen.

Forderungseinzug in Eigenregie
Klassischerweise ziehen Steuerberater ihre Forderungen noch überwiegend selbst 
ein. Dabei sollten sie grundsätzlich folgende Aspekte beachten:
•	 Zahlungseingang kontrollieren 

Es sollte sichergestellt sein, dass Zahlungstermine und Zahlungsbeträge im 
Rechnungswesen genauestens überwacht werden. Der Auftraggeber erwartet 
von seinem Berater zu Recht eine pünktliche und einwandfreie Dienstleistung. 
Im Gegenzug darf der Berater die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsziele 
erwarten. Deshalb sollte er den Zahlungseingang regelmäßig anhand der Konto-
auszüge kontrollieren.

•	 Verzug des Auftraggebers (Unternehmer / Verbraucher) 
Der Honoraranspruch ist eine Entgeltforderung. Ist der Auftraggeber ein Unter-
nehmer, kommt er spätestens in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen 
nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstel-
lung diese begleicht. Ist der Auftraggeber ein Verbraucher, gilt dies aber nur, 
wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders 
hingewiesen worden ist, § 286 Abs. 3 BGB.

•	 Verzinsung 
Die Gebührenforderung ist nach § 288 Abs. 1 BGB während des Verzugs zu 
verzinsen (fünf Prozentpunkte über dem Basiszins für Verbraucher, neun Prozent-
punkte über dem Basiszinssatz für Unternehmer, § 288 Abs. 2 BGB). 

•	 Pauschaler Schadensersatz 
Ist der Mandant Unternehmer, hat der Steuerberater einen Anspruch auf pau-
schalierten Schadensersatz in Höhe von 40 Euro, § 288 Abs. 5 BGB, wenn sich 
der Mandant mit der Honorarzahlung, einer Abschlagszahlung oder sonstigen 
Ratenzahlung in Verzug befindet. Steuerberater sollten von diesem Recht min-
destens in Fällen von unberechtigter bzw. unbegründeter Zahlungsweigerung 
Gebrauch machen. So lässt sich im Zweifel auch die Zahlungsmoral der Mandan-
ten positiv beeinflussen. 

•	 Organisation des Mahnwesen 
In den Verträgen und Rechnungen sollte eindeutig geregelt werden, wann die 
Zahlungen fällig sind und welche Folgen die Nichtzahlung bei Fälligkeit hat. 
Dabei sollte danach differenziert werden, ob der Mandant zahlungsunfähig oder 
zahlungsunwillig ist. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit kann es angebracht sein, 
das Honorar zu stunden oder eine Ratenzahlung zu vereinbaren, notfalls aber 
auch die Empfehlung auszusprechen, einen Insolvenzantrag zu stellen. Ist der 
Auftraggeber dagegen zahlungsfähig, aber zahlungsunwillig, ist für ein Entgegen-
kommen durch den Steuerberater kein Raum. Er sollte sein Honorar konsequent 
– notfalls auf dem Rechtsweg – geltend machen und durchsetzen. 

Seite 3 von 6

Tipp: Steuerberater sollten nicht 
auf Verzugszinsen verzichten

Ist der Mandant zahlungsunfähig, kann 
es sinnvoll sein, Honorare zu stunden 

oder Ratenzahlung zu vereinbaren
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Forderungsrealisierung durch Verrechnungsstellen

Verrechnungsstellen sind z.B. bei Ärzten schon lange selbstverständlich: die Hono-
rarforderungen werden verkauft, der Kaufpreis wird gegen Abtretung der Honorar-
forderung vom Factor bezahlt. Nähere Einzelheiten über die Möglichkeiten des Fac-
torings finden Sie im »InfoBrief MkG 01/2017«, Seite 9 f.

Forderungssicherung

Da Steuerberater grundsätzlich zur Vorleistung verpflichtet sind und ihre Gebühren 
meistens erst nach Fertigstellung der beauftragten Leistungen einfordern, kommt 
der Sicherung der Gebührenansprüche eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. 
Folgende Maßnahmen sind besonders zu empfehlen:

Anforderung eines Vorschusses
Der Vorschuss kann bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit gefordert werden, und zwar 
als Voraussetzung für die Auftragsannahme, nach Annahme des Auftrages oder je 
nach Arbeitsfortschritt des Auftrags. Wenn der Auftrag erledigt oder die Angele-
genheit beendet ist (§ 7 StBVV) entfällt das Vorschussrecht. Stattdessen muss der 
Steuerberater die endgültige Berechnung vornehmen. Die Vorschussanforderung 
ist im Gegensatz zur förmlichen Berechnung der Vergütung nach § 9 StBVV nicht 
formgebunden. Sie bedarf weder der Schriftform noch muss sie vom Steuerberater 
unterschrieben sein. Auch Nichtberufsangehörige wie z.B. Bürovorsteher oder sons-
tige nichtberufsangehörige Mitarbeiter des Steuerberaters können einen Vorschuss 
einfordern. Wenn der Auftraggeber auf die Anforderung nicht zahlt, kann der Steu-
erberater die weitere Tätigkeit für den Auftraggeber einstellen, bis der Vorschuss 
eingeht, oder das Mandat kündigen. 

Abschluss eines Bargeschäfts
Zahlungen des in Insolvenz geratenen Auftraggebers, die innerhalb des Zeitraums 
der Krise vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgten, sind anfechtbar und wer-
den regelmäßig gemäß §§ 129 ff. InsO zur Insolvenzmasse zurückverlangt. Um sei-
nen Honoraranspruch in dieser Zeit zu sichern, hat der Steuerberater die Möglichkeit, 
mit seinem Auftraggeber das nach § 142 InsO zulässige »Bargeschäft« (Austausch 
gleichwertiger Leistungen Zug um Zug) zu vereinbaren. 
Derartige Geschäfte zielen nämlich nicht auf die Sicherung oder Befriedigung einer 
bereits entstandenen, sondern auf die Sicherung oder Befriedigung einer künftigen 
Forderung ab. Eine Masseverkürzung wird so insgesamt verhindert. 

Zurückbehaltungsrecht
Zahlt der Auftraggeber die vom Steuerberater geforderten Gebühren nicht, steht 
diesem ein Zurückbehaltungsrecht zu, wenn die Vergütung
•	 fällig (§ 7 StBVV) und
•	 einforderbar (§ 9 StBVV) ist.

Die Vorschussanforderung ist im 
Gegensatz zur förmlichen Berechnung 

der Vergütung nicht formgebunden
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Bei Nichtzahlung geforderter Gebühren 
hat der Steuerberater 

ein Zurückbehaltungsrecht

Deshalb sollte bei Mandatsbeendigung umgehend die Berechnung erstellt werden, 
da sie unabdingbare Voraussetzung für ein wirksames Zurückbehaltungsrecht ist. 
Zurückbehalten werden können nur diejenigen Unterlagen, für die das Honorar kon-
kret rückständig ist, z.B. dürfen die Buchführungsunterlagen nur für das Jahr zurück-
behalten werden, für welches das Buchführungshonorar rückständig ist. 

Schuldanerkenntnis
Die Honorarschuld des Auftraggebers lässt sich auch durch ein Schuldanerkenntnis 
absichern. Alle vertraglichen Schuldanerkenntnisse sowie Erklärungen und Verhal-
tensweisen eines Schuldners, die als Anerkennung seiner Verpflichtung ausgelegt 
werden können, führen zum Neubeginn der Verjährung gemäß § 212 BGB.

Verjährungsfristen beachten
Honoraransprüche der Steuerberater verjähren nach § 195 BGB n.F. in drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt gemäß § 199 Abs. 1 BGB mit dem Schluss des Jahres, in 
welchem 
•	 der Anspruch entstanden (= fällig, § 7 StBVV) ist und 
•	 der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person 

des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen musste.

Fazit

Nach Vertragsschluss kommt es vor allem darauf an:
•	 möglichst fehlerfrei zu beraten und die Beratung zumindest in risikobehafteten 

Fällen hinreichend zu dokumentieren,
•	 abgeschlossene Arbeiten zeitnah abzurechnen und konsequent einzutreiben,
•	 den Honoraranspruch durch geeignete Maßnahmen wie z.B. Vorschuss, Zurück-

behaltungsrecht und Bargeschäft zu sichern. Dabei kann sich der Forderungs-
einzug über berufsständische Verrechnungsstellen als hilfreich erweisen, da die 
Kanzlei so in der Eigenorganisation entlastet wird. Die dadurch freiwerdenden 
Zeiten kann sie zur Steigerung der Wertschöpfung einsetzen. Zugleich wirkt sich 
dies positiv auf die Zahlungsmoral der Auftraggeber aus und reduziert  
Forderungsrückstände und -ausfälle.
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Mit freundlichen Grüßen

Barbara Mahlke
Programmleitung Recht und Beratung
b.mahlke@schweitzer-online.de

Der Autor:

Hans-Günther Gilgan

Rechtsanwalt Hans-Günther Gilgan war als Geschäftsführer zunächst bei der 
Steuerberaterkammer, danach beim Steuerberaterverband Westfalen-Lippe 
sowie als Syndikusrechtsanwalt tätig. Ab Juli 2013 freiberuflicher Rechtsan-
walt. Autor von fünf Buchtiteln (zuletzt Forderungsmanagement für Steuer-
berater) und einer Vielzahl von Fachpublikationen zum Berufs- und Gebühren-
recht der Steuerberater.
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Checkliste 
Was ist nach Vertragsschluss zu prüfen?

1. Ist der Sachverhalt vollständig ermittelt?

2. Sind dem Auftraggeber alle Handlungsalternativen aufgezeigt worden?

3. Wurde die Beratung hinreichend dokumentiert?

4. Wurden eventuell Auftragsänderungen dokumentiert?

5. Wurden die Rechnungen zeitnah nach Fälligkeit des Anspruchs 
geschrieben?

6. Wurde der Auftrag nachkalkuliert?  
Wenn ja, wurden daraus Konsequenzen gezogen?

7. Wird der Zahlungseingang regelmäßig kontrolliert?

8. Werden bei Zahlungsverzug Zinsen und pauschaler Schadensersatz 
verlangt?

9. Erfolgt der Forderungseinzug durch berufsständische Verrechnungs- 
stellen?

10. Wird der Gebührenanspruch durch Vorschuss gesichert?

11. Wird bei insolvenzgefährdeten Mandaten mit Bargeschäften  
operiert?

12. Wird die Verjährung der Gebührenansprüche überwacht?

13. Wird eine Auftragsplanung durchgeführt?

14. Werden Potenzialanalysen durchgeführt?

Ja I Nein
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